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Mandanteninformationen für Unternehmer                     Juli 2026 

 

Liebe Mandantin, lieber Mandant,  

auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges 
getan. Über die aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir 
Sie mit Ihren Mandanteninformationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf 
einzelne Punkte anzusprechen, wir beraten Sie gerne! 

 

Mit steuerlichen Grüßen 

 

1. Rückforderung von Kindergeld wegen fehlender ernsthafter 
Schulausbildung 
 

Das Finanzgericht (FG) Bremen hat entschieden, dass kein Kindergeldanspruch besteht, wenn ein 

volljähriges Kind eine Ausbildung – hier die Abiturvorbereitung über eine Fernschule – nicht erkennbar 

ernsthaft betreibt. Eine bloße Anmeldung bei einer Fernschule reicht nicht aus. Kindergeld kann in einem 

solchen Fall rückwirkend aufgehoben und zurückgefordert werden. 

Hintergrund 

Die Klägerin bezog Kindergeld für ihr volljähriges Kind, das über eine Fernschule das Abitur nachholen 

wollte. Sie legte eine Anmeldebestätigung der Fernschule vor, woraufhin Kindergeld zunächst gewährt 

wurde. 

 

Später hob die Familienkasse die Kindergeldfestsetzung ab Januar 2025 auf und ging davon aus, dass das 

Kind seine Schulausbildung bereits im Dezember beendet hatte. Da die Klägerin hierauf nicht reagierte und 

keine weiteren Nachweise zur tatsächlichen Fortführung der Ausbildung erbrachte, hob die Familienkasse 

das Kindergeld rückwirkend auf und verlangte Erstattung.  

Der Einspruch der Klägerin blieb ohne Erfolg. 
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Entscheidung 

Das Finanzgericht Bremen wies die Klage ab. Für den Streitzeitraum bestand kein Anspruch auf Kindergeld. 
 
Ein über 18- und unter 25-jähriges Kind wird nur berücksichtigt, wenn es sich in einer tatsächlichen 
Ausbildung befindet. Entscheidend ist ein ernsthaftes und nachhaltiges Betreiben der Ausbildung. Eine 
formale Anmeldung – etwa bei einer Fernschule – genügt dafür nicht. 
 
Bei Fernlehrgängen haben die Teilnehmer große Freiheit bei Zeiteinteilung und Lernfortschritt. Deshalb ist 
besonders wichtig, dass sich konkrete Aktivitäten nachweisen lassen (z.B. Bearbeitung von Lehrmaterial, 
Teilnahme an Prüfungen). Im Streitfall konnte das Gericht nicht feststellen, dass das Kind seine 
Abiturvorbereitung im maßgeblichen Zeitraum ernsthaft betrieben hat. 
 
In der Folge wurde die Ausbildung kindergeldrechtlich nicht anerkannt. Die Familienkasse durfte die 

Kindergeldfestsetzung rückwirkend aufheben und das bereits gezahlte Kindergeld zurückfordern.lgemei 

2. Ablaufhemmung bei Außenprüfung ohne nachweisbaren Zugang der 
Prüfungsanordnung 
 
Das Finanzgericht (FG) Düsseldorf hat entschieden, dass eine Außenprüfung die steuerliche 

Feststellungsfrist nur dann hemmt, wenn der Zugang der Prüfungsanordnung nachweisbar ist. Kann das 

Finanzamt diesen Zugang nicht belegen, bleibt es bei der regulären Frist – zum Nachteil der 

Finanzverwaltung. 

Hintergrund 

An einer Kommanditgesellschaft (KG) waren der Kläger als alleiniger Kommanditist und eine rechtsfähige 

Stiftung als Komplementärin beteiligt. Im Rahmen einer Umstrukturierung übertrug der Kläger seinen 

Kommanditanteil auf die Stiftung und schied aus der KG aus. Später wurde das Vermögen der KG auf 

verschiedene Dritte übertragen und die Gesellschaft ohne Abwicklung aufgelöst. 

 

Das Finanzamt leitete für bestimmte Jahre eine Außenprüfung ein. In den Akten war lediglich vermerkt, 

dass eine Prüfungsanordnung versendet worden sei. Im Rahmen der Prüfung nahm das Finanzamt an, die 

Übertragung des Kommanditanteils sei nicht unentgeltlich erfolgt, sondern habe zu einem steuerpflichtigen 

Veräußerungsgewinn geführt. Der Einspruch gegen die daraufhin erlassenen Bescheide blieb erfolglos. 

 

Streitpunkt vor dem Finanzgericht war, ob die Feststellungsfrist durch die Außenprüfung gehemmt wurde, 

obwohl der Zugang der Prüfungsanordnung nicht nachweisbar war. 

Entscheidung 

Das FG Düsseldorf gab der Klage statt. Eine Ablaufhemmung trat nicht ein, weil die Außenprüfung nicht auf 

einer nachweislich bekanntgegebenen Prüfungsanordnung beruhte.  

 

Für die Hemmung der Feststellungs- bzw. Festsetzungsfrist ist erforderlich, dass die Außenprüfung auf 

einer wirksam bekanntgegebenen Prüfungsanordnung basiert. Den Nachweis dieser Bekanntgabe muss das 

Finanzamt führen.  
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Im Streitfall konnte nicht festgestellt werden, dass die Prüfungsanordnung den Steuerpflichtigen tatsächlich 

erreicht hat. Diese Unaufklärbarkeit geht zulasten des Finanzamts. 

Ein Bekanntgabefehler, der die Prüfungsanordnung nichtig machen würde, lag nach Auffassung des Gerichts 

nicht vor. Entscheidend war allein, dass die fehlende Nachweisbarkeit des Zugangs die Hemmung der Frist 

ausschloss. 

3. Geschäftsführervergütung beim Verkauf von GmbH-Anteilen 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass ein gesondert vereinbarter Betrag für die Fortführung 

der Geschäftsführertätigkeit nach einem Anteilskauf als Arbeitslohn und nicht als Teil des 

Veräußerungsgewinns zu versteuern ist. Entscheidend ist, ob die Zahlung wirtschaftlich eigenständig 

neben dem Verkauf der Anteile steht. 

Hintergrund 

Der Kläger war zu 50 % an einer GmbH beteiligt und zugleich deren Geschäftsführer. Die anderen 50 % hielt 

eine weitere Person, ebenfalls Geschäftsführer.  

 

Beide verkauften ihre Anteile an eine neue GmbH (NewCo-GmbH). Zusätzlich zum Kaufpreis wurde ein 

Betrag von 1,25 Mio. € vereinbart, den beide je zur Hälfte dafür erhalten sollten, dass sie ihre 

Geschäftsführertätigkeit in der bisherigen GmbH mindestens fünf Jahre fortführen. 

 

Der Kläger behandelte den gesamten Betrag als Veräußerungsgewinn nach § 17 EStG. Das Finanzamt 

wertete den Zusatzbetrag für die Fortführung der Geschäftsführung als Arbeitslohn. Einspruch und Klage 

vor dem Finanzgericht blieben erfolglos; der BFH entschied abschließend. 

Entscheidung 

Der BFH gab dem Kläger insoweit nicht recht, als er den Betrag der fortgeführten Geschäftsführertätigkeit 

dem Veräußerungsgewinn zugeordnet hatte, und bestätigte die Einordnung als Arbeitslohn. 

Ein Arbeitslohn liegt vor, wenn eine Zahlung für die Zurverfügungstellung der Arbeitskraft erfolgt, auch 

wenn sie von einem Dritten stammt. 

Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 17 EStG umfassen den Gewinn aus der Veräußerung von 

Kapitalgesellschaftsanteilen; zum Veräußerungspreis gehört jede Gegenleistung für die Übertragung der 

Anteile. 

Maßgeblich ist, wozu der engere wirtschaftliche Zusammenhang besteht: 

• eigenständige Gegenleistung für eine Arbeits- oder Dienstleistung → Arbeitslohn, 

• bloßer unselbständiger Bestandteil des Kaufpreises für die Anteile → Veräußerungsgewinn (§ 17 

EStG). 

Der BFH sah zwei getrennte Erwerbsgrundlagen: 

• den Anteilskauf (auf der Gesellschafterstellung beruhend), 

• die entgeltliche Verpflichtung zur Fortführung der Geschäftsführung. 
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Die Zahlung von 1,25 Mio. € hatte eine eigenständige wirtschaftliche Bedeutung, weil sie gezielt die 

weitere Tätigkeit der bisherigen Geschäftsführer absichern sollte. Sie war daher nicht Teil des 

Veräußerungspreises, sondern als Arbeitslohn zu erfassen. 

4.   Aufzeichnungspflicht beim häuslichen Arbeitszimmer eines 
Selbständigen 
 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer nur dann 

steuerlich abziehbar sind, wenn sie besonders und zeitnah aufgezeichnet werden. Fehlt diese gesonderte 

Dokumentation, entfällt der Kostenabzug vollständig – auch bei Freiberuflern mit Einnahmen-

Überschussrechnung. 

Hintergrund 

Ein selbständiger Steuerpflichtiger nutzte in seinem Eigenheim ein Dachgeschoss als häusliches 

Arbeitszimmer und zusätzlich eine Bibliothek im Erdgeschoss.    

 

Er ermittelte seinen Gewinn durch Einnahmen-Überschussrechnung. Das Finanzamt erkannte die 

Aufwendungen für das Arbeitszimmer nur anteilig in Höhe des Wohnflächenverhältnisses an.  

Einspruch und Klage blieben erfolglos, sodass der BFH über den Fall zu entscheiden hatte. 

Entscheidung 

Der BFH wies die Klage ab. Die Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer wurden nicht als 

Betriebsausgaben anerkannt, weil die besondere Aufzeichnungspflicht aus § 4 Abs. 7 EStG verletzt war. 

 

Für die Abziehbarkeit gilt, dass Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 

• einzeln, 

• getrennt von anderen Betriebsausgaben und 

• zeitnah 

aufgezeichnet werden müssen. 

Ausreichend ist z.B.: 

• ein besonderes Konto in der Buchführung, 

• eine eigene Spalte in den Ausgabenaufzeichnungen bei der Einnahmen-Überschussrechnung oder 

• ein gesondertes schriftliches oder digitales Dokument, in dem alle Arbeitszimmerkosten vollständig 

erfasst werden. 

Diese Pflicht gilt auch für Freiberufler mit Einnahmen-Überschussrechnung und selbst bei geringfügigen 

Beträgen. 

 

Im entschiedenen Fall fehlte eine solche zeitnahe und gesonderte Erfassung. Deshalb durften die 

Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer steuerlich nicht berücksichtigt werden. 
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5.   Unterlassene Auswertung eines Betriebsprüfungsberichts als offenbare 
Unrichtigkeit Rechtsanwaltskosten bei Erbauseinandersetzung  
 
Das Finanzgericht (FG) Köln hat entschieden, dass ein Steuerbescheid nach § 129 AO geändert werden 

darf, wenn das Finanzamt einen bereits vorliegenden Betriebsprüfungsbericht bei der ersten Veranlagung 

schlicht übersehen hat. Dieses Übersehen ist ein „mechanischer“ Fehler und keine falsche 

Rechtsauffassung. 

Hintergrund 

Eine vermögensverwaltende GmbH & Co. KG erzielte Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung und 

reichte 2015 ihre Feststellungserklärung ein. 2016 führte das Finanzamt eine Betriebsprüfung durch und 

schloss sie Ende 2016 ab; der Betriebsprüfungsbericht lag vor. 

 

Dennoch erließ das Finanzamt im Juni 2017 den ersten Feststellungsbescheid, ohne die Ergebnisse der 

Betriebsprüfung zu berücksichtigen. Erst im März 2018 erging ein geänderter Bescheid nach § 129 AO, in 

dem die Prüfungsfeststellungen erstmals umgesetzt wurden.  

Der Einspruch der Klägerin dagegen blieb erfolglos. 

Entscheidung 

Das FG Köln wies die Klage ab.  

Es bejahte die Voraussetzungen des § 129 AO: 

• § 129 AO erlaubt die Korrektur von Schreib-, Rechenfehlern und ähnlichen „offenbaren 

Unrichtigkeiten“. 

• Dazu gehören mechanische Versehen, etwa das Übersehen eines Dokuments, nicht aber Fehler in 

der rechtlichen Würdigung. 

Die Nichtauswertung des vorliegenden Betriebsprüfungsberichts ist nach Auffassung des Gerichts ein 

solches mechanisches Versehen: Der Bericht war vorhanden, wurde aber bei Erlass des Erstbescheids 

schlicht übersehen. 

Es gab keine Hinweise auf eine bewusste (wenn auch falsche) rechtliche Entscheidung oder eine fehlerhafte 

Tatsachenwürdigung. Eine mangelnde Sachaufklärung lag nicht vor, da die Prüfung bereits abgeschlossen 

war. 

In der Folge durfte das Finanzamt den Bescheid nach § 129 AO ändern und die Feststellungen der 

Betriebsprüfung nachträglich berücksichtigen. 

 


